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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 bezüglich eini- 
ger Übergangsbestimmungen, 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Juni 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen.- 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buckdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und 
Nr. 817/70 bezüglich einiger Übergangsbestimmungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 24 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Wein^), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es erscheint ratsam, die Vorschrift, wonach die 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates 
vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2612/70^), erfaßten Erzeugnisse nur mit 
einem von der Verwaltung kontrollierten Begleit- 
dokument in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
auch auf andere als die ursprünglich in Artikel 29 
der genannten Verordnung vorgesehenen Erzeug- 
nisse auszudehnen. 

Der Rat hat die in Artikel 30 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 vorgesehenen Regeln noch nicht 
erlassen; es erscheint daher zweckmäßig, daß bis 
dahin die in den einzelnen Mitgliedstaaten gelten- 
den Regelungen in Kraft bleiben. 

Für einen begrenzten Zeitraum, nämlich solange 
die Mitgliedstaaten die für die Erzeugung von Qua- 
litätsweinen b. A. notwendigen Regeln nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 817/70 des Rates vom 
28. April 1970 zur Festlegung besonderer Vorschrif- 
ten für Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete ^) 
noch nicht verabschiedet haben, werden vorläufige 
Definitionen für diese Weine festgelegt - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 29 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 erhält folgende Fassung; 

1. Vorbehaltlich etwaiger Ausnahmen dürfen die 
in Artikel 1 genannten Erzeugnisse innerhalb der 
Gemeinschaft nur mit einem von der Verwaltung 
kontrollierten Begleitdokument in den Verkehr ge- 
bracht werden. 


2. Jede natürliche oder juristische Person, die in 
Ausübung ihres Berufes im Besitz größerer Wein- 
mengen ist, namentlich Erzeuger, Abfüller, Verar- 
beiter sowie Weinhändler außer Einzelhändlern, ist 
verpflichtet, Bücher zu führen, die insbesondere die 
Ein- und Ausgänge der in Absatz 1 genannten Er- 
zeugnisse angeben. 

Artikel 2 

Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 wird durch folgenden zweiten Unterabsatz 
ergänzt: 

„Bis zum Erlaß der im obigen Unterabsatz erwähn- 
ten Regeln durch den Rat gelten für die Bezeichnung 
und Aufmachung der obengenannten Erzeugnisse 
die in den Mitgliedstaaten gültigen Regelungen." 

Artikel 3 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 817/70 wird 
durch folgenden dritten Absatz ergänzt: 

„Bis die Mitgliedstaaten spätestens am 31. August 
1973 für die auf ihrem Hoheitsgebiet erzeugten 
Qualitätsweine b. A., die in den Artikeln 2, 3, 4, 6, 
7 und 10 genannten nationalen Bestimmungen über 
die Bedingungen zur Erzeugung erlassen haben, 
gelten als Qualitätsweine b. A. diejenigen Weine, 
die in einer nach dem Verfahren des Artikels 7 der 
Verordnung Nr. 24 aufgestellten Liste enthalten 
sind, vorausgesetzt, daß diese Weine den übrigen 
Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen." 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1971 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 989/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

'0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 27. Dezember 1970, S. 6 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 20 


Brüssel, den 
Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Die im ersten Jahr der Anwendung der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 zur 
Festlegung ergänzender Vorschriften für die ge- 
meinsame Marktorganisation für Wein gewonnene 
Erfahrung hat gezeigt, daß die Anpassung einiger 
ihrer Bestimmungen zweckmäßig erscheint. 

Wenn diese Änderung im ganzen als Vorschlag 
einer Verordnung des Rates in naher Zukunft vor- 
gelegt werden, so würde sich zeigen, daß minde- 
stens zwei davon durch den Rat nach Stellungnahme 
des Parlaments vor dem 1. September 1971 zu er- 
lassen sind. Es handelt sich 

— einerseits darum, Artikel 29 Absatz 1 so zu än- 
dern, daß die in einem demnächst von der Kom- 
mission zu erlassenden Verordnungsentwurf vor- 
gesehene Verpflichtung zur Ausstellung eines 
durch Inverkehrbringen der Erzeugnisse auf an- 
dere als die ursprünglich vorgesehenen Erzeug- 
nisse auszudehnen, und 


— andererseits darum festzulegen, daß die für die 
j Bezeichnung und Aufmachung der Erzeugnisse 
in jedem Mitgliedstaat anzuwendenden Regeln 
I weiter gellen bis der Rat die nach Artikel 30 
I vorgesehenen Regeln erlassen konnte. Eine 
solche Übergangsregelung war in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1696/70 vom 25. August 1970 
vorgesehen. Da sie auf Artikel 37 gestützt ist, 
gilt sie nur bis zum 31. August 1971. 

Weiterhin erwies sich, daß der von den Mitglied- 
staaten benötigte Zeitraum zum Erlaß der Bedingun- 
I gen für die Erzeugung von Qualitätsweinen b. A. 

I über das Ende des laufenden Wirtschaftsjahres 
I hinausreicht. Daraus ergibt sich, daß die Dauer des 
I Zeitraums, für welchen Ausnahmen auf diesem Ge- 
biet auf Grund von Artikel 17 der Verordnung 
(EWG) Nr. 817/70 möglich gemacht wurden, ver- 
längert werden muß. Dies erfordert eine Änderung 
I dieser Verordnung. 
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